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in denen ein Widerrufsrecht nicht bestehen soll. Sie beruhen auf
Art. 6 III der Fernabsatzrichtlinie 97/7/EG.52 Zum Vorteil des
Verbrauchers liegt die Beweislast über das Vorliegen der Aus-
schlusstatbestände beim Unternehmer. Die Ausschlusstatbestände
beruhen darauf, dass dem wirksam geschlossenen Vertrag entweder
spekulative Elemente innewohnen oder die bestellte Ware nach
Benutzung oder in anderen Fällen wertlos geworden ist und des-
halb ein Widerrufsrecht seitens des Verbrauchers für den Unter-
nehmer zu untragbaren wirtschaftlichen Folgen führt (z.B. Kun-
denspezifikation; entsiegelte Software; Zeitschriften).53

So ist das Widerrufsrecht des Verbrauchers nach § 312d IV
Nr. 1 BGB deshalb ausgeschlossen, weil die bestellte Sache nach
den Wünschen des Verbrauchers angefertigt ist und deshalb ein
Wiederverkauf durch den Unternehmer, käme es zur Rückab-
wicklung, erheblich erschwert würde, wenn nicht sogar unmög-
lich wäre, oder ein erheblicher Preisverlust zu erwarten steht.
Hierfür kommt es auf die Umstände des Einzelfalls an. Keine
Spezifikation liegt demnach vor, wenn der Vertragsgegenstand
zwar auf Wunsch des Kunden aus mehreren Bausteinen zusam-
mengefügt ist, diese sich jedoch leicht und ohne erheblichen Auf-
wand wieder trennen lassen.
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� SACHVERHALT
Vorndran (V) betreibt in Erlangen einen Selbstbedienungsladen für Elektronikgeräte (Medien-
markt). Im Januar 2010 wirbt Medienmarkt mit folgender Angabe: »Jeder 10. Einkauf ist in der
Zeit von 01.01.2010 bis 15.01.2010 kostenlos. Ob Ihr Einkauf kostenlos ist, können Sie während
des Aktionszeitraums jeden Abend ab 18.00 Uhr auf unserer Internetseite erfahren.«

Konstantin (K), der seinen Dreitagebart nicht mehr ertragen kann, kommt am 14.01.2010 in
den Medienmarkt, um sich dort einen neuen Rasierapparat zu besorgen.

Schnell findet er ein für ihn passendes Gerät der Marke »Haarweg«, das, laut Preisschild, mit
129 A ausgewiesen ist. Er begibt sich zur Kasse des Medienmarkts und achtet dort darauf, dass vor
ihm genau 10 Leute anstehen. Als er an der Reihe ist, legt er das ausgewählte Gerät auf das
Kassenband. V gibt den auf dem Preisschild verzeichneten Betrag von 129 A in die Registrierkasse
ein. Als K sich anschickt zu zahlen, teilt V dem K mit, er müsse sich wohl aus Versehen auf dem
Preisschild verschrieben haben. Aufgrund der engen Margen im Elektronikgeschäft könne er jeden-
falls das Gerät nicht für 129 A weggeben. In sicherer Erwartung, den Kaufpreis aufgrund der
Werbung des V nicht zahlen zu müssen, erklärt sich K daraufhin mit dem Betrag von 139 A

einverstanden. V ist ebenfalls einverstanden. V und K vereinbaren, dass die Bezahlung am
15.01.2010 erfolgen soll.

Leider muss K am Abend des 14.01.2010 feststellen, dass er nicht zu den »Gewinnern« gehört.
Erbost erscheint er daher am 15.01.2010 im Medienmarkt des V und erklärt, er wolle den Rasierer
nun nicht mehr, da er gedacht hatte, sein Einkauf sei kostenlos. Er habe sich getäuscht.

V fragt sich, ob er von K Zahlung von 139 A verlangen kann.

Wie ist die Rechtslage?
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Beispiel: Bestellung eines Notebooks im Wege des Versandhan-
dels über Telefon. Die Bestellung umfasst neben dem originären
Notebook mit einem Pentium III Prozessor einen zusätzlichen
Akku, einen Car-Adapter, eine zusätzliche externe Festplatte wie
eine ISDN-Karte. Der BGH54 bejaht ein Widerrufsrecht, wenn
hier der Zusammenbau lediglich aus Standardbauteilen erfolgt,
die ohne erheblichen Aufwand voneinander getrennt werden
können, ohne dass das Unternehmen erhebliche Einbußen hin-
nehmen müsste. Die Weitergabe an andere Kunden war hier
möglich und zumutbar.

Erfolgt der Vertragsschluss im Fernabsatz im Wege einer Verstei-
gerung (§ 156 BGB), ist das Widerrufsrecht ausgeschlossen
(§ 312d IV Nr. 5 BGB). Hier kann es problematisch sein, ob
»Online-/Internetauktionen« Versteigerungen i.S.d. § 156 BGB
sind, so dass dem Verbraucher kein Widerrufsrecht zustünde.55

52 Palandt/Grüneberg (Fn. 3) § 312d Rn. 8.
53 BT-Drucks. 14/2658, Begründung S. 44.
54 BGH NJW 2003, 1665.
55 Dazu BGH NJW 2005, 53 ff.




